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Unterrichtung 

durch den Bundesrat 


Gesetz zur Änderung der Gewerbeordnung 
— Drucksachen 8/3077, 8/3346 — 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 


Der Bundesrat hat in seiner 481. Sitzung am 21. De- 
zember 1979 beschlossen, zu dem vom Deutschen 
Bundestag am 15. November 1979 verabschiedeten 
Gesetz zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß 
gemäß Artikel 77 Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem 
nachstehend angegebenen Grund einberufen wird: 


Grund 

Zu Artikel 1 {§ 139 b Abs. 5 a GewO) 

In § 139 b Abs. 5 a werden 

a) in Satz 1 nach Nummer 4 die Worte „für den 
Arbeitsschutz"' durch die Worte „für die Ge- 
werbeaufsicht" und 

b) in Satz 4 die Worte „zu Zwecken der Aufsicht 
nach Absatz 1" durch die Worte „zur Erfüllung 
der in der Zuständigkeit der Gewerbeaufsichts- 
behörden liegenden Aufgaben" 

ersetzt. 

Begründung zu a und b 

Eine Verwendungsbeschränkung für Aufsichts- 
zwecke nach § 139 b Abs. 1 GewO muß vermieden 
werden, da zum einen in zahlreichen anderen Ge- 
setzen (z. B. Arbeitszeitordnung, Atomgesetz) auf 


§ 139 b GewO verwiesen wird, zum anderen aber 
auch verschiedene von der Gewerbeaufsicht zu 
vollziehende Gesetze den § 139 b GewO gar 

nicht erwähnen (z. B. Jugendarbeitsschutzgesetz, 
Sprengstoffgesetz). Es erscheint undurchführbar, 
wenn bei der Datenverwendung jeweils nach den 
verschiedenen Aufgabenbereichen der Gewerbeauf- 
sicht unterschieden werden müßte und für die von 
dem Gesetz nicht erfaßten Gebiete dieselben An- 
gaben nochmals über die Verordnung über die Ver- 
pflichtung der Arbeitgeber zu Mitteilungen an die 
für die Gewerbeaufsicht zuständigen Landesbehör- 
den vom 16. August 1968 (BGBL I S. 981) zu er- 
heben wären. 

Die Verwendung der Daten bildet im Bereich der 
Gewerbeaufsicht den Schwerpunkt des Datenge- 
brauchs, während die Weiterübermittlung an andere 
Stellen lediglich ein geringer Teilaspekt i-st. Der 
neue § 139 b Abs. 5 a GewO will von den Verpflich- 
tungen der o. a. Mitteilungsverordnung vom 16. Au- 
gust 1968 befreien, soweit Meldungen bereits an 
anderer Stelle erstattet sind. Diese Verordnung ent- 
hält keine besondere Einschränkung, wie die Anga- 
ben zu verwenden sind, überläßt dies mithin den im 
Bereich der Gewerbeaufsicht geltenden allgemeinen 
Bestimmungen, insbesondere der Geheimhaltungs- 
vorschrift des § 139 b Abs. 1 GewO und den Daten- 
schutzregelungen. Durch einen anderen Datenfluß 
ergibt sich weder eine Rechtfertigung noch ein Be- 
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dürfnis für die spezielle Verwendungsbeschränkung 
nach Übermittlung der Daten. Die Bundesanstalt 
für Arbeit leitet nur solche von den Arbeitgebern 
zur Verfügung gestellte Daten der Gewerbeaufsicht 
zu, die anderenfalls von den Arbeitgebern der Ge- 
werbeaufsicht unmittelbar zur Verfügung zu stellen 
wären. 

Unter diesen Umständen erscheint allenfalls eine 
Klarstellung des Gebrauchs im Sinne des Ände- 
rungsvorschlags angezeigt. 


Soweit behauptet wird, daß durch § 7 AFG recht- 
liche Probleme der Übermittlung von der Bundes- 
anstalt für Arbeit zur Gewerbeaufsicht beste- 
hen, müßten diese im Rahmen des Arbeitsförde- 
rungsgesetzes gelöst werden. Die Geheimhaltungs- 
vorschrift des § 7 Abs. 4 AFG gilt aber ohnehin 
nur, „soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes 
bestimmt ist"; diese anderweitige Bestimmung wird 
mit dem § 139 b Abs. 5 a GewO auch ohne dessen 
jetzigen letzten Satz getroffen. 


Zugeleitet mit Schreiben des Präsidenten des Bundesrates vom 2L Dezember 1979. 



